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— Drucksache 7/2204 — 


A. Problem 

Die Aufgabenentwicklung in der öffentlichen Verwaltung hat 
in den letzten Jahren zu höheren Anforderungen, vor allem in 
den Funktionsbereichen der mittleren Führungskräfte und ge- 
hobenen Fachkräfte, geführt. Es ist daher notwendig, die beruf- 
liche Bildung der Beamten unter Berücksichtigung der Ver- 
änderungen im allgemeinen Bildungswesen neu zu gestalten 
und die Funktionsbereiche und Laufbahnen neu zu strukturie- 
ren. Die Entwicklung der Fachhochschulen hat dafür Maßstäbe 
gesetzt, die zu einer vordringlichen Kernfrage der Neuordnung 
geworden sind. Auch darüber hinaus müssen neue Bildungs- 
strukturen für den öffentlichen Dienst genutzt werden. Dazu 
sind einheitliche Grund- und Rahmenregelungen für Bund und 
Länder erforderlich. 


B. Lösung 

Die Laufbahnvorschriften des Bundesbeamtengesetzes und des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes werden übereinstimmend ge- 
ändert. 

Der Vorbereitungsdienst für den gehobenen Dienst wird als 
Studiengang auf der Bildungsebene der Fachhochschulen aus- 
gestaltet. Er besteht aus Fachstudium und berufspraktischen 
Studienzeiten in ausgewogenem Verhältnis. Die Dauer des Vor- 
bereitungsdienstes soll mindestens drei Jahre betragen. 

Studiengänge an allgemeinen staatlichen Hochschulen, die die 
gleichen Anforderungen erfüllen, werden für die Laufbahn- 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/5143 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


befähigung gleichgestellt. Soweit ihre Inhalte der Befähigung 
förderlich sind, sollen sie angerechnet werden. 

Die Abschlüsse der Fachhochschulausbildung für den öffent- 
lichen Dienst sollen untereinander und im Verhältnis zu den 
entsprechenden Abschlüssen im allgemeinen Hochschulbereich 
gleichwertig sein. 

Für diese Entwicklungen, besonders auch zur Herstellung der 
erforderlichen Lehrkörperstruktur an Fachhochschulen, wird 
eine Übergangszeit bis zum 31. Dezember 1979 vorgesehen. Im 
Zusammenhang mit den Änderungen für den gehobenen Dienst 
werden auch die Zugangsvoraussetzungen für den mittleren 
und höheren Dienst neu bestimmt. Auch hierbei werden neue 
Bildungsgänge und Bildungsabschlüsse berücksichtigt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Kosten der Fachhochschulausbildung werden sich auf Grund 
der gemeinsamen Bemühungen beim Bund und den Ländern 
drastisch verringern. 


A. Bund 

1. Besoldungsmehrkosten, 
laufende Personal- und 
Sachkosten sowie Miet- 

früher 

DM 


jetzt 

DM 

kosten jährlich 

2. einmalige Investitions- 

64,4 Millionen 

34,5 

Millionen 

kosten 

B. Länder und Gemeinden 

1. Besoldungsmehrkosten, 
laufende Personal- und 
Sachkosten sowie Miet- 

328,0 Millionen 

80,36 Millionen 

kosten jährlich 

2. einmalige Investitions- 

128,8 Millionen 

103,7 

Millionen 

kosten 

328,0 Millionen 

137,6 

Millionen 
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A. Bericht der Abgeordneten Berger und Schäfer (Appenweier) 


I. Zum Verfahren 

Der von der Bundesregierung am 7. Juni 1974 beim 
Deutschen Bundestag eingebrachte Gesetzentwurf 
wurde zusammen mit den ebenfalls von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwürfen eines Gesetzes 
zur Änderung des Steuerbeamten- Ausbildungsgeset- 
zes und zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 
in der 110. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 20. Juni 1974 in erster Lesung beraten. Wäh- 
rend die letztgenannten Gesetzentwürfe dem In- 
nenausschuß zur Mitberatung überwiesen wurden, 
oblag ihm zum Gesetzentwurf — Drucksache 7/2204 
— die federführende Beratung. Der Haushaltsaus- 
schuß wurde mitberatend und nach § 96 der Ge- 
schäftsordnung beteiligt. Der Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft hat mit Schreiben vom 7. April 
1976 eine gutachtliche Stellungnahme abgegeben. 
Der Innenausschuß hat seine Beratungen am 9. April 
1975 aufgenommen und sie nach sechs Sitzungen — 
vorbehaltlich der noch ausstehenden Stellungnahme 
des Haushaltsausschusses — am 7. April 1976 abge- 
schlossen. Am 16. Februar 1976 hörte der Ausschuß 
in nicht-öffentlicher Sitzung Vertreter des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und des Deutschen Be- 
amtenbundes zu diesen und den beiden anderen 
Gesetzentwürfen. 

II. Zum Gesetzentwurf im allgemeinen 

Die vorgesehenen Änderungen des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes und des Bundesbeamtengesetzes 
sind ein erster unaufschiebbarer Schritt zur Neuord- 
nung des Laufbahnrechts im Zusammenhang mit der 
Hochschulentwicklung. Sie regeln vor allem die 
künftigen Zugangsvoraussetzungen und das Aus- 
bildungssystem des gehobenen Dienstes. Im Zusam- 
menhang damit werden auch die Zugangsvorausset- 
zungen für den mittleren und für den höheren 
Dienst neu bestimmt. 

Kern der Neuregelung sind die Änderungen zur 
Laufbahnausbildung der Beamten des gehobenen 
Dienstes. Sie richten sich in besonderem Maße dar- 
auf, die Ausbildung der Aufgabenentwicklung in der 
Verwaltung und den neuen Bildungsstrukturen und 
-abschlüssen anzupassen. Dabei suchen sie einen 
Bewertungsgesamtrahmen für die Zuordnung der 
neuen Bildungsabschlüsse zu den Funktionen und 
Laufbahnen des gehobenen Dienstes herzustellen. 
Zugleich werden Maßstäbe für die Gestaltung funk- 
tionstauglicher Ausbildungsgänge gesetzt. 

Künftigen Änderungen des Laufbahnsystems im 
Zuge der Dienstrechtsreform und der weiteren bil- 
dungspolitischen Entwicklung wird durch diese 
Übergangsregelung nicht vorgegriffen. 

Die Verabschiedung des Gesetzentwurfs und der 
damit in engem Zusammenhang stehenden beiden 
Gesetzentwürfe — Drucksachen 7/2203 und 7/2205 — 


wurde vor allem deshalb verzögert, weil dem Aus- 
schuß die durch den Regierungsentwurf ausgelösten 
Kosten als untragbar erschienen. Durch Verhandlun- 
gen zwischen den Bundesressorts einerseits und 
zwischen Bund und Ländern andererseits konnte er- 
reicht werden, daß die ursprünglich vorgesehenen 
Investitionskosten von 328 Millionen für den Bund 
und 213 Millionen für die Länder auf 80,36 Millionen 
für den Bund und 137 Millionen für die Länder ge- 
senkt wurden. Bei den laufenden Kosten konnten 
durch Abschichtungen und Stelleneinsparungen 
ebenfalls erhebliche Kostensenkungen erzielt wer- 
den. 

Die Ständige Konferenz der Finanzminister der Län- 
der hat am 5. Februar 1976 die Bundesregierung er- 
sucht, dafür einzutreten, daß die drei Fachhochschul- 
gesetze noch in dieser Wahlperiode verabschiedet 
werden. Mit ihrem Beschluß haben die Landesfinanz- 
minister ferner erklärt, daß sie Regelungen unter- 
stützen würden, durch die eventuelle Mehrkosten 
durch anderweitige Einsparungen ausgeglichen wür- 
den. 

In der nicht-öffentlichen Anhörung haben beide Spit- 
zenorganisationen die Einführung der Fachhoch- 
schulausbildung für den gehobenen Dienst als drin- 
gend erforderlich bezeichnet. Beide Spitzenorgani- 
sationen waren ferner der Auffassung, daß die drei 
Fachhochschulgesetze gemeinsam verabschiedet 
werden sollen. 

In seiner gutachtlichen Stellungnahme befürwortet 
der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft grund- 
sätzlich eine Verbesserung der Ausbildung des ge- 
hobenen Dienstes und hält eine gleichzeitige Bera- 
tung und Verabschiedung der drei Gesetzentwürfe 
für sinnvoll und zweckmäßig. Der Ausschuß für Bil- 
dung und Wissenschaft ist der Ansicht, daß aus bil- 
dungspolitischer Sicht eine externe Ausbildung die 
beste Lösung sei, weil sie die berufliche Mobilität 
wahre und der Fachhochschulabsolvent auch in der 
freien Wirtschaft arbeiten könne. Der Ausschuß ver- 
tritt die Auffassung, daß die vorliegenden Gesetz- 
entwürfe diesem Anspruch nicht genügten und 
äußerstenfalls nur als befristete Ubergangslösung 
angesehen werden könnten. Die internen Fachhoch- 
schulen sollten sich bereits am Hochschulrahmenge- 
setz orientieren und ressortübergreifend gestaltet 
sein. Eine Garantie für die Übernahme in den öffent- 
lichen Dienst dürfe mit der Ausbildung nicht verbun- 
den werden. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hält 
eine Entkoppelung von Bildungs- und Berechtigungs- 
wesen für unabdingbar. Nicht formale Ausbildungs- 
abschlüsse sollten bewertet werden, sondern die 
jeweilige Tätigkeit in den verschiedenen Funktions- 
bereichen. Von der Funktionsbewertung dürfe kein 
Bereich ausgenommen werden. Besoldungspolitische 
Erwartungen dürften nicht geweckt werden. 
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Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU im Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft, wonach die Einfüh- 
rung einer Fachhochschulausbildung im gegenwärti- 
gen Zeitpunkt nicht für entscheidungsreif erklärt 
werden sollte, fand dort keine Mehrheit. 

Soweit der Innenausschuß die unveränderte An- 
nahme der Vorschriften des Regierungsentwurfs 
vorschlägt, wird auf ihre Begründung — Druck- 
sache 7/2204 — S. 7 f. verwiesen. 


III. Zu einzelnen Vorschriften 
Artikel 1 Nr. 1 

Der Ausschuß folgte dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu § 13 Abs. 2 Nr. 2 BBG, dem auch die 
Bundesregierung zugestimmt hat, weil nach dem 
Laufbahnrecht mehrerer Länder von Bewerbern für 
Laufbahnen des mittleren nicht-technischen Dien- 
stes die Ableistung einer Dienstanfängerzeit vor 
der Zulassung zum Vorbereitungsdienst gefordert 
werden kann. Diese Vorbereitung soll auch in Zu- 
kunft neben einer Berufsausbildung im Sinne des 
Berufsbildungsgesetzes anerkannt werden können. 
Den übrigen Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zu Nummer 1 folgte der Ausschuß entsprechend der 
Gegenäußerung der Bundesregierung dagegen nicht. 
Der Ausschuß sah auch keine Möglichkeit, wie dem 
Wunsch des Bundesrates nach näherer Konkreti- 
sierung des § 13 Abs. 3 Satz 4 BBG entsprochen 
werden könnte. 

Artikel 1 Nr. 2 

Zu § 14 Abs. 2 BBG sprach sich die Mehrheit des 
Ausschusses dafür aus, die Dauer des Vorberei- 
tungsdienstes auf mindestens drei Jahre festzulegen. 
Der Ausschuß folgte damit der übereinstimmenden 
Auffassung der zuständigen Spitzenorganisationen; 
er hält es für erforderlich, sowohl im Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Steuerbeamten-Ausbil- 
dungsgesetzes wie auch im Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Rechtspflegergesetzes inhalt- 
lich gleiche Regelungen zu treffen. Diese Auffas- 
sung gilt auch für die weiteren vom Ausschuß ge- 
genüber der Regierungsvorlage vorgenommenen 
Änderungen. Die Ausschußmehrheit folgte damit der 
einmütigen Auffassung des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft nicht, der sich für eine ein- 
heitliche dreijährige Ausbildung für den gehobe- 
nen Dienst ausgesprochen hat. Im Ausschuß wurde 
betont, daß diese Entscheidung nicht zu besoldungs- 
rechtlichen Folgerungen führen dürfe. 


Zur Dauer der praktischen Ausbildung folgte der 
Ausschuß dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates, dem auch die Bundesregierung in ihrer Ge- 
genäußerung zugestimmt hat. Dem weiteren Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates zu Absatz 2 trug 
der Ausschuß in der von der Bundesregierung vor- 
geschlagenen Fassung Rechnung, behielt aber an 
Stelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen „Fach- 
hochschule" die im Entwurf vorgesehene „Hoch- 
schule" bei. Neben Studiengängen an den Fach- 
hochschulen kommen nämlich auch Studiengänge 
an Gesamthochschulen, die den in dieser Vorschrift 
normierten Bestimmungen entsprechen, in Betracht. 

Entsprechend der Gegenäußerung der Bundesregie- 
rung hielt der Ausschuß an Absatz 4 des Entwurfs 
fest, weil der Grundsatz der Durchlässigkeit der 
Bildungswege eine Öffnung der Laufbahnen für 
künftige berufsbefähigende Studiengänge im allge- 
meinen Hochschulbereich verlangt. 

Die Annahme des Bundesratsvorschlages auf Einfü- 
gung eines neuen Absatzes 7, durch den für die Be- 
zirksnotare in Baden-Württemberg eine Ausbildung 
von 3 V 2 Jahren vorgesehen werden sollte, hat sich 
durch die Ergänzung des Absatzes 2 erübrigt. 

Artikel 2 wurde vom Ausschuß in der von der Bun- 
desregierung in ihrer Gegenäußerung zur Stellung- 
nahme des Bundesrates vorgeschlagenen Fassung 
gebilligt. 

Artikel 3 Nr. 4 wurde der Fassung des § 13 BBG an- 
gepaßt. Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zu § 18 Abs. 3 BRRG wurde unter Berücksichtigung 
der Gegenäußerung der Bundesregierung Rechnung 
getragen. Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
zu § 18 Abs. 4 BRRG wurde dagegen nicht entspro- 
chen, weil sich der Ausschuß von der Richtigkeit der 
in der Gegenäußerung der Bundesregierung darge- 
legten Auffassung überzeugte. 

Nummer 5 wurde in der Fassung der Regierungsvor- 
lage gebilligt, nachdem die Bundesregierung dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates hierzu nicht 
zugestimmt hat (vgl. auch § 13 BBG). 

Artikel 4 

Die übergangsfrist wurde gegenüber der Regie- 
rungsvorlage um 2 1 U Jahre verlängert, um den 
Dienstherren die Umstellung auf die Fachhochschul- 
ausbildung zu erleichtern und ihnen die Möglichkeit 
zu geben, die notwendigen Investitionskosten auf 
mehrere Jahre zu verteilen. Auch der Bundesrat 
hatte sich für eine Verlängerung der im Entwurf vor- 
gesehenen übergangsfrist um 5 A Jahre ausgespro- 
chen. 


Bonn, den 5. Mai 1976 


Berger Schäfer (Appenweier) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/2204 — in der sich aus der anliegenden 
Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 9. April 1976 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Berger Schäfer (Appenweier) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 7/2204 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 
vom 12. Dezember 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1853), 
wird wie folgt geändert: 


1. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

(1) Für die Zulassung zu den Laufbahnen wer- 
den die Bildungsgänge und ihre Abschlüsse den 
Laufbahnen in Übereinstimmung mit dem beam- 
tenrechtlichen Grundsatz der funktionsbezogenen 
Bewertung zugeordnet. Die Anwendung dieses 
Grundsatzes im Besoldungsrecht ist dabei zu be- 
achten. 

(2) Für die Zulassung ist zu fordern 

1. für die Laufbahnen des einfachen Dienstes 
mindestens der erfolgreiche Besuch einer 
Hauptschule oder ein als gleichwertig aner- 
kannter Bildungsstand, 

2. für die Laufbahnen des mittleren Dienstes 
mindestens der Abschluß einer Realschule 
oder der erfolgreiche Besuch einer Hauptschu- 
le und eine förderliche abgeschlossene Be- 
rufsausbildung oder ein als gleichwertig an- 
erkannter Bildungsstand. 


3. für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
eine zu einem Hochschulstudium berechtigen- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz vom (Bundesgesetzbl. I S. . . .), 

wird wie folgt geändert: 


1. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

(1) unverändert 


(2) Für die Zulassung ist zu fordern 
1. unverändert 


2. für die Laufbahnen des mittleren Dienstes 
mindestens der Abschluß einer Realschule 
oder der erfolgreiche Besuch einer Haupt- 
schule und eine förderliche abgeschlossene 
Berufsausbildung oder eine Ausbildung in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver- 
hältnis oder ein als gleichwertig anerkannter 
Bildungsstand, 

3. unverändert 
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Entwurf 

de Schulbildung oder ein als gleichwertig an- 
erkannter Bildungsstand, 

iür die Laufbahnen des höheren Dienstes ein 
nach Absatz 3 Satz 2 geeignetes, mindestens 
dreijähriges mit einer Prüfung abgeschlosse- 
nes Studium an einer Hochschule. 

(3) Die Laufbahnvorschriften bestimmen in 
Übereinstimmung mit Absatz 1 unter Berücksich- 
tigung der besoldungsrechtlichen Regelungen, 
welche Bildungsgänge und Prüfungen nach Ab- 
satz 2 Nrn. 1 bis 4 die Voraussetzungen für die 
Laufbahn erfüllen. Die Bildungsvoraussetzungen 
müssen geeignet sein, in Verbindung mit der für 
die Laufbahn vorgeschriebenen berufsprakti- 
sdien Ausbildung oder Tätigkeit die Anforderun- 
gen der Befähigung für die Laufbahn zu erfüllen. 
Mit dieser Maßgabe müssen sie für gleich zu be- 
wertende Befähigungen einander gleichwertig 
sein. Die zuständigen Stellen des Bundes und der 
Länder sind verpflichtet, nach diesen Bestimmun- 
gen zur Wahrung der Einheitlichkeit, insbeson- 
dere zur Sicherung der Ziele des § 122 Abs. 2, bei 
der Vorbereitung der Regelungen nach Satz 1 
zusammenzuwirken. " 


2. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 

(1) Laufbahnbewerber leisten einen Vorberei- 
tungsdienst. Inhalt und Dauer des Vorbereitungs- 
dienstes sind den Erfordernissen der einzelnen 
Laufbahnen anzupassen. Der Vorbereitungsdienst 
schließt in den Laufbahnen des mittleren, des 
gehobenen und des höheren Dienstes mit einer 
Prüfung ab. 

(2) Der Vorbereitungsdienst in den Laufbah- 
nen des gehobenen Dienstes dauert drei Jahre. 
Er vermittelt in einem Studiengang einer Fach- 
hochschule oder in einem gleichstehenden Stu- 
diengang den Beamten die wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und Methoden sowie die berufsprakti- 
schen Fähigkeiten und Kenntnisse, die zur Erfül- 
lung der Aufgaben in ihrer Laufbahn erforderlich 
sind. Die berufspraktischen Studienzeiten umfas- 
sen die Ausbildung in fachbezogenen Schwer- 
punk tbereichen der Laufbahnaufgaben; sie sollen 
eine Dauer von achtzehn Monaten nicht unter- 
schreiten. 


(3) In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
kann der Vorbereitungsdienst auf die Ausbil- 
dung in fachbezogenen Schwerpunktbereichen der 
Laufbahnaufgaben beschränkt und bis auf sechs 
Monate gekürzt werden, wenn die Erfüllung der 
übrigen Voraussetzungen nach Absatz 2 Sätze 1 
und 2 durch eine insoweit für die Laufbahn als 
geeignet anerkannte Prüfung als Abschluß eines 
Studienganges an einer Hochschule nachgewiesen 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


4. unverändert 


(3) unverändert 


2. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 

(1) unverändert 


(2) Der Vorbereitungsdienst in den Laufbah- 
nen des gehobenen Dienstes dauert mindestens 
drei Jahre. Er vermittelt in einem Studiengang 
einer Fachhochschule oder in einem gleichste- 
henden Studiengang den Beamten die wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse und Methoden sowie 
die berufspraktischen Fähigkeiten und Kennt- 
nisse, die zur Erfüllung der Aufgaben in ihrer 
Laufbahn erforderlich sind. Der Vorbereitungs- 
dienst besteht aus Fachstudien von mindestens 
achtzehnmonatiger Dauer und berufspraktischen 
Studienzeiten. Die berufspraktischen Studien- 
zeiten umfassen die Ausbildung in fachbezoge- 
nen Schwerpunktbereichen der Laufbahnauf- 
gaben; der Anteil der praktischen Ausbildung 
darf eine Dauer von einem Jahr nicht unter- 
schreiten. 

(3) In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
kann der Vorbereitungsdienst auf eine Aus- 
bildung in fachbezogenen Schwerpunktberei- 
chen der Laufbahnaufgaben beschränkt werden, 
wenn der Erwerb der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und Methoden, die zur Erfüllung der 
Aufgaben in der Laufbahn erforderlich sind, 
durch eine insoweit als geeignet anerkannte 
Prüfung als Abschluß eines Studienganges an 
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Entwurf 

wird. Zusammen mit den hiernach anzurechnen- 
den, außerhalb des Vorbereitungsdienstes zu- 
rückgelegten Studienzeiten soll der Vorberei- 
tungsdienst die in Absatz 2 Satz 1 bestimmte 
Zeitdauer nicht überschreiten. Gegenstand der 
Laufbahnprüfung sind Ausbildungsinhalte des 
berufspraktischen Vorbereitungsdienstes. 

(4) Nach näherer Bestimmung der Laufbahn- 
vorschriften besitzt die Befähigung für eine Lauf- 
bahn des gehobenen Dienstes auch, wer außer- 
halb des Vorbereitungsdienstes eine den Anfor- 
derungen des Absatzes 2 entsprechende Ausbil- 
dung in einem Studiengang einer Hochschule 
durch eine Prüfung abgeschlossen hat, die der 
Laufbahnprüfung gleichwertig ist. Wenn die be- 
sonderen Verhältnisse der Laufbahn es erfor- 
dern, kann als Voraus setzung für die Anerken- 
nung der Prüfung als Laufbahnprüfung eine auf 
höchstens sechs Monate zu bemessende Einfüh- 
rung in die Laufbahnaufgaben vorgeschrieben 
werden. 

(5) Der Vorbereitungsdienst in den Laufbah- 
nen des höheren Dienstes dauert mindestens 
zwei Jahre. 

(6) Für Beamte besonderer Fachrichtungen kön- 
nen anstelle des Vorbereitungsdienstes und der 
Laufbahnprüfung (Absätze 1 bis 3 und 5) andere 
nach § 13 Abs. 3 gleichwertige Befähigungsvor- 
aussetzungen vorgeschrieben werden, wenn es 
die besonderen Verhältnisse der Laufbahn erfor- 
dern." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

einer Hochschule nachgewiesen worden ist. Ge- 
genstand der Laufbahnprüfung sind Ausbildungs- 
inhalte des berufspraktischen Vorbereitungs- 
dienstes. 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


3. § 14 a erhält folgende Fassung; 3. unverändert 

„§ 14 a 

Die Befähigung für die Laufbahn des höheren 
allgemeinen Verwaltungsdienstes kann abwei- 
chend von § 13 Abs. 2 Nr. 4 und von § 14 Absatz 
1 und 5 auch durch einen Ausbildungsgang nach 
§ 5 b des Deutschen Richtergesetzes erworben 
werden." 


4. § 14 b erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

„§ 14 b 

Auf die Ausbildung für den höheren allgemei- 
nen Verwaltungsdienst nach § 13 Abs. 2 Nr. 4 und 
§ 14 Abs. 1 und 5 oder § 14 a kann nach Maßgabe 
des § 5 c des Deutschen Richtergesetzes eine er- 
folgreich abgeschlossene Ausbildung für den ge- 
hobenen Justizdienst oder für den gehobenen 
nichttechnischen Verwaltungsdienst angerechnet 
werden." 


5. In § 122 Abs. 2 werden die Worte „Abs. 1 und 2" 5. unverändert 

gestrichen. 

6. In § 125 a Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 6. unverändert 
„Die Sätze 1 und 2 gelten für Beförderungen sinn- 
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gemäß, sofern die dienstlichen Leistungen eine 
Beförderung während der Probezeit rechtferti- 
gen." 

Artikel 2 

Die geltenden Vorschriften über die lehrberuf- 
lichen Laufbahnen und Lehrämter werden durch die- 
ses Gesetz nicht berührt. 


Artikel 3 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1181), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung beamtenrechtlicher Vorschriften vom 12. De- 
zember 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1853), wird wie 
folgt geändert. 

1. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt: 

„§ 15 a 

(1) Für die Zulassung zu den Laufbahnen wer- 
den die Bildungsgänge und ihre Abschlüsse den 
Laufbahnen in Übereinstimmung mit dem beam- 
tenrechtlichen Grundsatz der funktionsbezogenen 
Bewertung zugeordnet. Die Anwendung dieses 
Grundsatzes im Besoldungsrecht ist dabei zu be- 
achten. 

(2) Die Laufbahnvorschriften bestimmen in 
Übereinstimmung mit Absatz 1 unter Berücksich- 
tigung der besoldungsrechtlichen Regelungen, 
welche Bildungsgänge und Prüfungen nach §§ 16 
bis 19 die Voraussetzungen für die Laufbahn 
erfüllen. Die Bildungsvoraussetzungen müssen 
geeignet sein, in Verbindung mit der für die 
Laufbahn vorgeschriebenen berufspraktischen 
Ausbildung oder Tätigkeit die Anforderungen der 
Befähigung für die Laufbahn zu erfüllen. Mit die- 
ser Maßgabe müssen sie für gleich zu bewerten- 
de Befähigungen einander gleichwertig sein. § 13 
Abs. 3 Satz 4 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
gilt entsprechend." 

2. In § 16 Nr. 1 werden die Worte „der erfolgreiche 
Besuch einer Volksschule oder eine entsprechen- 
de Schulbildung" durch die Worte „der erfolg- 
reiche Besuch einer Hauptschule oder ein als 
gleichwertig anerkannter Bildungsstand" ersetzt. 

3. § 17 erhält folgende Fassung: 

„Für die Laufbahnen des mittleren Dienstes 
sind mindestens zu fordern 

1 . der Abschluß einer Realschule oder der erfolg- 
reiche Besuch einer Hauptschule und eine 
förderliche abgeschlossene Berufsausbildung 
oder 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Artikel 2 

Die geltenden Vorschriften über die lehrberuf- 
lichen Laufbahnen und Lehrämter, soweit für sie 
nicht Voraussetzungen entsprechend § 13 Abs. 2 
Nr. 2 oder entsprechend § 13 Abs. 2 Nr. 3 in Verbin- 
dung mit § 14 Abs. 2 bis 4, 6 vorgeschrieben sind, 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 


Artikel 3 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1181), zuletzt geändert durch das Gesetz 

vom (Bundesgesetzbl. IS....), wird wie folgt 

geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 17 erhält folgende Fassung: 

„Für die Laufbahnen des mittleren Dienstes 
sind mindestens zu fordern 

1 . der Abschluß einer Realschule oder der erfolg- 
reiche Besuch einer Hauptschule und eine 
förderliche abgeschlossene Berufsausbildung 

oder 
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ein als gleichwertig anerkannter Bildungs- 
stand, 


2, ein Vorbereitungsdienst von einem Jahr, 

3. die Ablegung der Laufbahnprüfung. " 

4. § 18 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Laufbahnen des gehobenen Dien- 
stes sind zu fordern 

1. eine zu einem Hochschulstudium berechtigen- 
de Schulbildung oder ein als gleichwertig an- 
erkannter Bildungsstand, 

2. ein Vorbereitungsdienst von drei Jahren, 

3. die Ablegung der Laufbahnprüfung. 

(2) Der Vorbereitungsdienst vermittelt in einem 
Studiengang einer Fachhochschule oder in einem 
gleichstehenden Studiengang den Beamten die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden 
sowie die berufspraktischen Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die zur Erfüllung der Aufgaben in 
ihrer Laufbahn erforderlich sind. Die berufsprak- 
tischen Studienzeiten umfassen die Ausbildung 
in fachbezogenen Schwerpunktbereichen der 
Laufbahnaufgaben; sie sollen eine Dauer von 
achtzehn Monaten nicht unterschreiten. 


(3) Der Vorbereitungsdienst kann auf die Aus- 
bildung in fachbezogenen Schwerpunktbereichen 
der Laufbahnaufgaben beschränkt und bis auf 
sechs Monate gekürzt werden , wenn die Erfül- 
lung der übrigen Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nr. 2 und Absatz 2 Satz 1 durch eine insoweit 
für die Laufbahn als geeignet anerkannte Prü- 
fung als Abschluß eines Studienganges an einer 
Hochschule nachgewiesen wird. Zusammen mit 
den hiernach anzurechnenden , außerhalb des Vor- 
bereitungsdienstes zurückgelegten Studienzeiten 
soll der Vorbereitungsdienst die in Absatz 1 
Nr. 2 bestimmte Zeitdauer nicht überschreiten. 
Gegenstand der Laufbahnprüfung sind die Aus- 
bildungsinhalte des berufspraktischen Vorberei- 
tungsdienstes. 

(4) Nach näherer Bestimmung der Laufbahn- 
vorschriften besitzt die Befähigung für eine Lauf- 
bahn des gehobenen Dienstes auch, wer außer- 
halb des Vorbereitungsdienstes eine den Anfor- 
derungen des Absatzes 2 entsprechende Ausbil- 
dung in einem Studiengang einer Hochschule 
durch eine Prüfung abgeschlossen hat, die der 
Laufbahnprüfung gleichwertig ist. Wenn die be- 
sonderen Verhältnisse der Laufbahn es erfor- 
dern, kann als Voraussetzung für die Anerken- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

eine Ausbildung in einem öffentlich-recht- 
lichen Ausbildungsverhältnis 

oder 

ein als gleichwertig anerkannter Bildungs- 
stand, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. § 18 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Laufbahnen des gehobenen Dien- 
stes sind zu fordern 

1. unverändert 


2. ein Vorbereitungsdienst von mindestens drei 
Jahren, 

3. unverändert 

(2) Der Vorbereitungsdienst vermittelt in einem 
Studiengang einer Fachhochschule oder in einem 
gleichstehenden Studiengang den Beamten die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden 
sowie die berufspraktischen Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die zur Erfüllung der Aufgaben in 
ihrer Laufbahn erforderlich sind. Der Vorberei- 
tungsdienst besteht aus Fachstudien von min- 
destens achtzehnmonatiger Dauer und berufs- 
praktischen Studienzeiten. Die berufspraktischen 
Studienzeiten umfassen die Ausbildung in fach- 
bezogenen Schwerpunktbereichen der Laufbahn- 
aufgaben; der Anteil der praktischen Ausbildung 
darf eine Dauer von einem Jahr nicht unter- 
schreiten. 

(3) Der Vorbereitungsdienst kann auf eine Aus- 
bildung in fachbezogenen Schwerpunktberei- 
chen der Laufbahnaufgaben beschränkt werden, 
wenn der Erwerb der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und Methoden, die zur Erfüllung der 
Aufgaben in der Laufbahn erforderlich sind, 
durch eine insoweit als geeignet anerkannte 
Prüfung als Abschluß eines Studienganges an 
einer Hochschule nachgewiesen worden ist. Ge- 
genstand der Laufbahnprüfung sind die Ausbil- 
dungsinhalte des berufspraktischen Vorberei- 
tungsdienstes. 


(4) unverändert 
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nung der Prüfung als Laufbahnprüfung eine auf 
höchstens sechs Monate zu bemessende Einfüh- 
rung in die Laufbahnaufgaben vorgeschrieben 
werden. " 

5. § 19 Abs, 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Laufbahnen des höheren Dienstes 
sind zu fordern 

1. ein nach § 15 a Abs. 2 Satz 2 geeignetes, min- 
destens dreijähriges mit einer Prüfung abge- 
schlossenes Studium an einer Hochschule, 

2. ein Vorbereitungsdienst von mindestens zwei 
Jahren und die Ablegung der Laufbahnprü- 
fung oder einer die Befähigung für die Lauf- 
bahn vermittelnden zweiten Prüfung." 

6. § 20 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Beamte besonderer Fachrichtungen 
können anstelle des Vorbereitungsdienstes und 
der Laufbahnprüfung (§§ 16 bis 19) andere nach 
§ 15 a Abs. 2 gleichwertige Befähigungs Voraus- 
setzungen vorgeschrieben werden, wenn es die 
besonderen Verhältnisse der Laufbahn erfordern. 

(2) Die Laufbahnvorschriften können bestim- 
men, inwieweit eine für die Ausbildung des 
Beamten förderliche berufliche Tätigkeit auf den 
Vorbereitungsdienst angerechnet wird." 

Artikel 4 

Übergangsvorschriften zu den Artikeln 1 und 3 

1. Abweichend von § 13 Abs. 2 Nra. 2 und 3 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes können bis zum 
30. September 1977 auch Bewerber eingestellt 
werden 

für die Laufbahnen des mittleren Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Hauptschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand, 

für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Realschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand 

nachweisen. 

Die Frist kann für Laufbahnen des mittleren 
Dienstes, soweit es die besonderen Verhältnisse 
der Laufbahn erfordern und die gleichmäßige An- 
wendung der Bestimmungen des § 13 Abs. 1 und 
3 nicht beeinträchtigt wird, nach näherer Maß- 
gabe der Laufbahnvorschriften für eine weitere 
Zeit bis zu drei Jahren verlängert werden. 

2. In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes wer- 
den die Ausbildungsinhalte des Vorbereitungs- 
dienstes nach Maßgabe der Laufbahnvorschriften 
in zeitlicher Stufenfolge bis spätestens zum 30. 
September 1977 den Anforderungen des § 14 Abs. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


5. unverändert 


6. unverändert 


Artikel 4 

UbergangsvoTschriften zu den Artikeln 1 und 3 

1. Abweichend von § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes können bis zum 
31. Dezember 1979 auch Bewerber zugelassen 
werden 

zu den Laufbahnen des mittleren Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Hauptschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand, 

zu den Laufbahnen des gehobenen Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Realschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand 

nachweisen. 

Die Frist kann für Laufbahnen des mittleren 
Dienstes, soweit es die besonderen Verhältnisse 
der Laufbahn erfordern und die gleichmäßige An- 
wendung der Bestimmungen des § 13 Abs. 1 und 3 
Beamtenrechtsrahmengesetz nicht beeinträchtigt 
wird, nach näherer Maßgabe der Laufbahnvor- 
schriften für eine weitere Zeit bis zu drei Jahren 
verlängert werden. 

2. In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes wer- 
den die Äusbildungsinhalte des Vorbereitungs- 
dienstes nach Maßgabe der Laufbahnvorschriften 
in zeitlicher Stufenfolge bis spätestens zum 31. 
Dezember 1979 den Anforderungen des § 14 Abs. 
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2 angepaßt, so wie es den Erfordernissen der 
Laufbahn und den Bildungsabschlüssen der Be- 
werber entspricht. 

3. Abweichend von § 17 Nr. 1 und von § 18 Abs. 1 
Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes können nach 
Maßgabe der Laufbahn Vorschriften bis zum 30. 
September 1977 auch Bewerber eingestellt wer- 
den 

für die Laufbahnen des mittleren Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Hauptschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand, 

für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Realschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand 

nachweisen. 

Die Frist kann für Laufbahnen des mittleren Dien- 
stes, soweit es die besonderen Verhältnisse der 
Laufbahn erfordern und die gleichmäßige Anwen- 
dung der Bestimmungen des § 15 a nicht beein- 
trächtigt wird, nach näherer Maßgabe der Lauf- 
bahnvorschriften für eine weitere Zeit bis zu drei 
Jahren verlängert werden. 

4. In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes wer- 
den die Ausbildungsinhalte des Vorbereitungs- 
dienstes nach Maßgabe der Laufbahnvorschriften 
in zeitlicher Stufenfolge bis zum 30. September 
1977 den Anforderungen des § 18 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 angepaßt, so wie es den Erfordernis- 
sen der Laufbahn und den Bildungsabschlüssen 
der Bewerber entspricht. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver- 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2 Beamtenrechtsrahmengesetz angepaßt, so wie 
es den Erfordernissen der Laufbahn und den Bil- 
dungsabschlüssen der Bewerber entspricht. 

3. Abweichend von § 17 Nr. 1 und von § 18 Abs. 1 
Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes können nach 
Maßgabe der Laufbahnvorschriften bis zum 31. 
Dezember 1979 auch Bewerber zugelassen wer- 
den 

zu den Laufbahnen des mittleren Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Hauptschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand, 

zu den Laufbahnen des gehobenen Dienstes, 
wenn sie mindestens den erfolgreichen Besuch 
einer Realschule oder einen als gleichwertig 
anerkannten Bildungsstand 

nachweisen. 

Die Frist kann für Laufbahnen des mittleren Dien- 
stes, soweit es die besonderen Verhältnisse der 
Laufbahn erfordern und die gleichmäßige Anwen- 
dung der Bestimmungen des § 15 a Bundesbe- 
amtengesetz nicht beeinträchtigt wird, nach 
näherer Maßgabe der Laufbahnvorschriften für 
eine weitere Zeit bis zu drei Jahren verlängert 
werden. 

4. In den Laufbahnen des gehobenen Dienstes wer- 
den die Ausbildungsinhalte des Vorbereitungs- 
dienstes nach Maßgabe der Laufbahnvor Schriften 
in zeitlicher Stufenfolge bis zum 31. Dezember 
1979 den Anforderungen des § 18 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 Bundesbeamtengesetz angepaßt, so 
wie es den Erfordernissen der Laufbahn und 
den Bildungsabschlüssen der Bewerber ent- 
spricht. 

Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 
unverändert 


/ 
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